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Wolfram Mischer ist Verkehrsingenieur und hat über 30 Jahre lang in einer oberen Stra-

ßenverkehrsbehörde einer Bezirksregierung in NRW gearbeitet. Heute ist er deutschland-

weit beratend tätig zum Thema Verkehrssicherheit. Im Interview fordert er diesbezüglich 

einen Perspektivwechsel in den kommunalen Verwaltungen ein. 
 

I:  Wir sprechen heute über Pflichten von Straßen-

verkehrsbehörden im Hinblick auf die Verkehrssi-

cherheit aller Verkehrsteilnehmer*innen. Warum 

ist das für Sie wichtig? 

B: Wir müssen in den verantwortlichen Behörden 

weg kommen vom im Moment vorherrschenden 

Denken „Was kann ich tun?“ hin zu „Was muss ich 

tun?“. Was ich damit meine: Die Straßenverkehrs-

ordnung (StVO) und die dazugehörige Verwal-

tungsvorschrift (VwV-StVO) sind mächtige Werk-

zeuge, um gerade schwächeren Verkehrsteilneh-

mern mehr Aufmerksamkeit zu schenken. Man 

kann sie allerdings genauso benutzen, um nichts zu 

tun oder sogar Dinge zu verhindern. Aber die StVO 

ist eine sogenannte „Pflichtaufgabe zur Erfüllung 

nach Weisung“, die die Kommunen für den Bund 

übernehmen. Doch diese wird, zurückhaltend aus-

gedrückt, im Moment nur unterbelichtet wahrge-

nommen. Wir brauchen hier unbedingt einen 

Wandel – weg vom Abwarten und Reagieren hin zu 

einem aktiven Handeln von Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern. 

 

I: Worin bestehen denn diese Pflichtaufgaben, und 

wo sind sie in StVO und VwV festgelegt? 

B: Die StVO ist ein Mittel zur Gefahrenabwehr. Es 

ist ganz zentral und noch nicht in allen Verwaltun-

gen angekommen, dass der Bund 2021 die Verwal-

tungsvorschrift zu Paragraf 1 der StVO geändert 

hat. Dort steht jetzt: Vision Zero ist Grundlage al-

ler verkehrlichen Maßnahmen. Das ist ein harter 

Auftrag: All das, was ich tue, muss der Zielsetzung 

folgen: keine Toten und Schwerverletzten mehr. 

Punkt. In der VwV zu den Paragrafen 39 bis 43 

StVO steht explizit: Die Verkehrssicherheit aller 

Verkehrsteilnehmer geht der Flüssigkeit des Ver-

kehrs vor. Mit Blick auf Fußverkehr, Radverkehr, 

Befolgung der technischen Regelwerke etc. birgt 

das eine Menge Pflichtaufgaben. 

I: Dann kommen wir doch auf konkrete Beispiele zu 

sprechen. Wo ist man im Sinne der Gefahrenprä-

vention verpflichtet, mehr zu machen? 

B: Zum Beispiel beim Radverkehr. In der VwV-StVO 

zu § 2 Absatz 4 Satz 2 steht: Für uns gilt die ERA 

(Empfehlungen für Radverkehrsanlagen der FGSV 

e.V.; DUH) in der jeweils gültigen Fassung. Das 

heißt: Das Durchdeklinieren von der StVO über die 

Verwaltungsvorschrift zur ERA ist präzise vom Bun-

desverordnungsgeber vorgegeben. Weiter steht 

dort: Die Straßenverkehrsbehörden, die Straßen-

baubehörden und die Polizei haben den klaren 

Auftrag, bei jeder sich bietenden Gelegenheit die 

Radverkehrsanlagen auf ihre Zweckmäßigkeit zu 

prüfen. Das kann die Fahrt zu einem Ortstermin 

sein, vielleicht mit dem Fahrrad. Das kann aber 

auch eine Verkehrsschau sein, wo man schwer-

punktmäßig Radverkehrsanlagen überprüft. Falls 

erforderlich, sind dann von der Straßenverkehrs-

behörde sowie der Polizei bauliche Maßnahmen 

bei der Straßenbaubehörde anzuregen.  

Was passiert also, wenn der Baulastträger dann 

anhand der ERA eine Straße prüft und feststellt, 

das entspricht nicht den aktuellen Anforderungen 

der technischen Regelwerke, aber der Straßen-

raum gibt auch nicht mehr her? Dann greift das 

wieder, was ich vorher gesagt habe: die Pflichtauf-

gabe, sichere Verkehrsanlagen zur Verfügung zu 

stellen. Was ist die Alternative, wenn beispiels-

weise der Platz für einen regelkonformen Radfahr-

streifen fehlt? Möglicherweise eine Geschwindig-

keitsbeschränkung, möglicherweise ein Überhol-

verbot oder etwas anderes. In jedem Fall besteht 

die Verpflichtung, ergebnisoffen zu prüfen und für 

sichere Radverkehrsanlagen zu sorgen.  

»Vision Zero ist Grundlage aller verkehrlichen 
Maßnahmen. All das, was ich tue, muss der 
Zielsetzung folgen: keine Toten und Schwer-
verletzten mehr. Punkt.« 
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I: Sprechen wir über die Gefahrenlage nach § 45 

StVO. Da ist ja oft ein Einwand, dass Maßnahmen 

nicht möglich sind, wenn die Gefahrenlage nicht 

nachgewiesen ist und noch keine Unfälle gesche-

hen sind. Dem wegweisenden Urteil des Bundes-

verwaltungsgerichts von 2010 zufolge muss es 

aber weder bereits zu Unfällen gekommen sein, 

noch muss noch eine „an Sicherheit grenzende 

Wahrscheinlichkeit des Schadeneintritts“ vorlie-

gen. Stattdessen es reicht aus, wenn es aufgrund 

der örtlichen Verhältnisse eine gering erhöhte 

Wahrscheinlichkeit von Gefahren für Leib und Le-

ben gibt (Urteil vom 23.09.2010, BVerwG 3 C 

37.09). Haben Sie das Gefühl, dass dieses Urteil 

schon in den Verwaltungen angekommen ist und 

entsprechend gehandelt wird? 

B: Klare, einfache Antwort: Nein! Das ist leider so. 

Die Erfahrung zeigt, dass die Kolleginnen und Kol-

legen, die im Tagesgeschäft vor Ort mit allem Mög-

lichen beschäftigt sind, oft nicht die Zeit haben, um 

sich mit solchen Informationen zu versorgen. Da 

gibt es eine Bringschuld der Aufsichtsbehörden, 

klar zu sagen: Moment mal, es gab eine Änderung 

der grundsätzlichen Rechtsprechung durch das 

höchste deutsche Verwaltungsgericht! Diese Ent-

scheidung war ein Paradigmenwechsel, das Bun-

desverwaltungsgericht sagt im Urteil explizit: Wir 

haben früher anders entschieden – wir entschei-

den heute so. Das ist noch längst nicht in allen 

Verwaltungen angekommen. Und das gilt leider 

auch dann, wenn das Kind schon in den Brunnen 

gefallen ist und es Unfallhäufungsstellen gibt. 

Selbst dann wird zum Teil noch zögerlich mit Maß-

nahmen umgegangen, weil nicht klar ist, wie man 

die qualifizierte Gefahrenlage nach § 45 Absatz 9 

Satz 3 StVO interpretieren soll.  

 

I: Man muss ja auch diesem Urteil des Bundesver-

waltungsgericht zufolge weiter aufgrund der örtli-

chen Gegebenheiten eine Gefährdung nachweisen. 

Wie sieht das konkret aus? 

B: Es ist immer eine Einzelfallentscheidung. Ich 

schaue mir einen Straßenraum an, prüfe ihn nach 

den aktuellen technischen Regelwerken. Ich halte 

wie ein Suchbild z.B. die ERA neben das Bild des 

Straßenraums und arbeite die Abweichungen her-

aus. Dann muss ich entscheiden: Lösen diese Ab-

weichungen Gefahren aus und wenn ja, welche? 

Mit welchen Instrumenten der StVO kann ich diese 

Gefahren reduzieren oder beseitigen? Dann muss 

ich die Gefahren so konkret, wie das der Verord-

nungsgeber will und es das Bundesverwaltungs-

gericht beschrieben hat, dokumentieren, um am 

Ende rechtssicher und belastbar anordnen zu kön-

nen. 

I: Ein anderes, oft geäußertes Bedenken ist ja: Habe 

ich überhaupt genug Rad- oder Fußverkehr, um an-

gemessen den Kfz-Verkehr zu beschränken? Wo-

nach muss man sich da richten? Wenn die Gefahr 

gegeben ist, aber das Rad- oder Fußverkehrsauf-

kommen so gering ist, kann man dann trotzdem 

Maßnahmen ergreifen? 

B: Da sind Sie gerade in die klassische Falle ge-

tappt: Denn alles, was wir für Fuß- und Fahrradver-

kehr tun, ist Angebotsplanung. Der Fuß- und Rad-

verkehr taucht nicht auf, wenn das Angebot nicht 

sicher ist. Und ausgebildete Verkehrsplanerinnen 

und Verkehrsplaner müssen erkennen können: 

Diese Straße hat ein Defizit, und weil das zu einer 

Gefahr führt, gibt es ja gerade keinen Fuß- oder 

Radverkehr. Würde ich das Defizit beseitigen, wäre 

das anders! Ich habe dann also die Aufgabe, eine 

sichere Lösung zu bringen.  

Ein Beispiel, außerorts: Wir hatten eine Straße mit 

einem überbreiten Straßenquerschnitt, je ein 

Fahrstreifen pro Richtung, und daneben ein befes-

tigter Seitenstreifen, wo langsame Fahrzeuge wie 

Trecker und eben auch Fahrräder fahren sollten. 

Das heißt: 11 Meter befestigte Fahrbahn, aber nur 

8 Meter für den Kraftfahrzeugverkehr, nämlich 2 

Mal 4 Meter. Und rechts und links davon, hinter ei-

ner durchgezogenen Linie, nochmal befestigter 

Seitenraum für diese langsamen Verkehrsteilneh-

mergruppen. An dieser Straße ist quasi niemand 

mit dem Rad gefahren, weil die Menschen sich 

schlicht nicht sicher fühlten. Dann musste der 

»Es gab eine Änderung der grundsätzlichen 
Rechtsprechung durch das höchste deutsche 
Verwaltungsgericht! Das ist noch längt nicht in 
allen Verwaltungen angekommen.« 
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Baulastträger die Fahrbahn sanieren und hat im 

Zuge dessen die zwei KfZ-Fahrstreifen auf die eine 

Seite verschoben und auf der anderen Seite einen 

Geh- und Radweg  erstellt – geschützt durch einen 

Grünstreifen. Und siehe da: Kaum war der fertig, 

waren der Fahrradverkehr da. Deswegen ist die 

Beurteilung eines Verkehrsraums ausschließlich 

vor dem Hintergrund „Habe ich Fußgänger?“ oder 

„Habe ich Fahrradfahrer?“ aus meiner Sicht ein-

fach nicht seriös und zu kurz gesprungen.  

Ein zweites Beispiel ist die Anordnung von Fußgän-

gerüberwegen (umgangssprachlich: Zebrastreifen; 

DUH) innerorts: Die Richtlinien sehen hier Grenz-

werte für die Kraftfahrzeugverkehrsbelastung und 

eine bestimmte Anzahl von Querungen durch Fuß-

gängerinnen und Fußgänger vor. Bei hohem Ver-

kehrsaufkommen hat ein Fußgänger jedoch kaum 

eine Chance, über die Straße zu kommen. Also 

geht er einen Umweg, möglicherweise bis zur 

nächsten Ampelanlage oder Mittelinsel. Man zählt 

also dort keine Fußgänger und würde nach reiner 

Bedarfsplanung nie den Fußgängerüberweg an-

ordnen. Machen Sie aber trotzdem den Fußgän-

gerüberweg, weil sie wissen, rechts ist ein Wohn-

gebiet und links sind die Nahversorger, dann sind 

die Fußgängerinnen und Fußgänger sofort da, so-

bald der Fußgängerüberweg installiert ist. Und das 

ist genau der Auftrag, den die Verwaltungsvor-

schrift den verantwortlichen Behörden gibt. Diese 

blenden es leider noch zu oft aus.  

I: Wenn genau diese Querungszahlen vorgesehen 

sind und sie aber an der konkreten Stelle aufgrund 

der mangelhaften Infrastruktur eben nicht gege-

ben sind – reicht es dann aus, zu argumentieren, 

dass die entsprechenden Querungszahlen mit der 

neuen Infrastruktur vorliegen würden?  

B: Im Grunde ja. Man muss auch berücksichtigen: 

Die Richtlinie für Fußgängerüberwege ist über 20 

Jahre alt. Das Wissen, auf dem sie beruht, ist noch-

mal älter, und die Vorgänger-Regelwerke sahen 

ähnlich aus. Das war eigentlich ein Instrument der 

Abwehr von Fußgängerüberwegen, um es hart 

auszudrücken. Deswegen hat sich Nordrhein-

Westfalen zum Beispiel schon vor über 20 Jahren 

entschieden, diese Richtlinie, was die Grenzwerte 

angeht, anders zu interpretieren, entsprechend 

der Verwaltungsvorschrift. Wichtig ist demnach, 

dass der Fußgängerüberweg vernünftig ausgestat-

tet ist, Motto: Sehen und gesehen werden. Die 

Zahlen sind nicht so wichtig, besonders dann 

nicht, wenn wir über besonders schützenswerte 

Personenkreise reden, die zum Beispiel mit einem 

Rollator länger brauchen, um die Fahrbahn zu 

überqueren. Also ja, aus meiner Sicht reicht es 

aus, den Fußgängerüberweg damit zu begründen, 

dass im Moment die Überquerbarkeit nicht sicher 

gegeben ist, insofern ein Defizit vorliegt und eine 

Gefahr daraus entstehen kann.  

In der Verwaltungsvorschrift zu § 25 StVO steht üb-

rigens die bemerkenswerte Pflichtaufgabe: „Die Si-

cherung des Fußgängers beim Überqueren der 

Fahrbahn ist eine der vornehmsten Aufgaben der 

Straßenverkehrsbehörden und der Polizei“. Weiter 

heißt es dort: Man muss das laufend beobachten. 

Und da, wo der Fahrzeugverkehr so stark ist, dass 

Fußgänger die Fahrbahn nicht sicher überschreiten 

können, da kommt entweder ein Fußgängerüber-

weg oder die Errichtung einer Lichtzeichenanlage 

infrage. Das steht in der VwV-StVO explizit drin. 

Das heißt, in der Anordnung sollte ich auch sagen, 

ich halte mich an meine Pflichtaufgabe nach VwV-

StVO zu § 25. Und weil ich eine Angebotsplanung 

mache, argumentiere ich mit den Tabellenwerten 

der R-FGÜ (Richtlinien für die Anlage und Ausstat-

tung von Fußgängerüberwegen; DUH), sage aber, 

die liegen heute nicht vor, aber ich erwarte sie zu-

künftig. Und dann habe ich aus meiner Sicht eine 

sehr rechtssichere Anordnung für den Fußgänger-

überweg getroffen. Und meine Pflichtaufgabe er-

ledigt. 

 

Noch eine Anmerkung zum Radverkehr, das be-

trifft auch wieder das Thema des Wissenstransfers. 

Der Bund-Länder-Fachausschuss zur StVO hat sich 

schon 2018 mit dem Thema Tempo 30 auf Haupt-

verkehrsstraßen beschäftigt und explizit gesagt: 

»Auf einer Hauptverkehrsstraße, die keine 
Radverkehrsanlage hat, kann Tempo 30 ein 
geeignetes Mittel sein, um die Verkehrssicher-
heit herzustellen.« 



– 5 – 

 

 Interview mit Wolfram Mischer zu Verkehrssicherheit Deutsche Umwelthilfe e.V. 

 

Auf einer Hauptverkehrsstraße, die keine Radver-

kehrsanlage hat, kann Tempo 30 ein geeignetes 

Mittel sein, um die Verkehrssicherheit herzustel-

len. Der BLFA-StVO ist ja das Gremium, was zwi-

schen den StVO-Novellierungen quasi Regelungs-

lücken schließt. Das muss man einfach wissen, 

diese Passagen des BLFA-StVO sind wichtig zu ken-

nen. Und man muss die Passagen umsetzen, indem 

man sagt: Diese neue Information geht an die 

obersten Landesverwaltungen und dann weiter in 

die regionalen Gliederungen. Und dazu erlebe ich 

leider, dass oftmals spätestens da ein letzter Filter 

greift: Die Behörden vor Ort bekommen die Infor-

mationen nicht. Das ist natürlich schwierig: Wenn 

ich nicht weiß, dass ich so handeln dürfte und 

müsste, dann handle ich nicht so. Der Informati-

onsfluss ist also immens wichtig. 

I: Wer müsste denn die nötige Aufklärungsarbeit 

betreiben zu den einzelnen Pflichtaufgaben oder 

auch zum Grundsatzurteil des Bundesverwaltungs-

gerichts? Mir fällt zum Beispiel der Schulstraßen-

Erlass des NRW-Verkehrsministeriums ein. Der ist 

ja eigentlich nur ein Teil des Protokolls der Ver-

kehrsingenieurbesprechung…   

B: Ja, wir haben in Nordrhein-Westfalen das Instru-

ment einer Dienstbesprechung des StVO-Referats 

mit den fünf Bezirksregierungen und dem großen 

Baulastträger, dem Landesbetrieb, der für Bundes- 

und Landesstraßen zuständig ist. Die tagt zweimal 

im Jahr und beschäftigt sich eben genau mit sol-

chen grundsätzlichen Fragestellungen. Und dann 

gibt es die Niederschriften, wie zum Beispiel zur 

Schulstraßenthematik. Das kann eine Blaupause 

auch für andere Bundesländer sein. 

I: Das ist die Verkehrsingenieurbesprechung? 

B: Genau. Das ist ein Instrument, das ich aus ande-

ren Bundesländern nicht kenne. Das liegt auch da-

ran, dass Zuständigkeiten in anderen Bundeslän-

dern anders sind. Der Transfer von Informationen 

funktioniert in NRW meiner Ansicht nach sehr gut, 

weil das Ministerium die Bezirksregierungen an-

steuert und die Bezirksregierungen wieder die 

Kreise, mit der Erwartungshaltung, dass die Kreise 

das weitergeben in die einzelnen Kommunen. Sehr 

gut wäre meiner Ansicht nach, wenn das alle 

Bundesländer täten. Die obersten Straßenver-

kehrs- und Baubehörden, die im Regelfall ja bei 

den Ministerien angesiedelt sind, wären der geeig-

nete Transporteur dieser Informationen in den 

einzelnen Bundesländern. Das würde nicht klap-

pen, wenn der Bund versuchen würde, das direkt 

bis in die letzte Gliederung einer Straßenverkehrs-

behörde zu bringen. Ich kann das zwar nicht defi-

nitiv für die anderen Bundesländer beurteilen, 

aber meine Wahrnehmung ist, da gibt es Verbes-

serungsmöglichkeiten. Denn wenn ich in anderen 

Bundesländern unterwegs bin und spreche dann 

so etwas an wie Tempo 30 auf Hauptverkehrsstra-

ßen ohne Radverkehrsanlage: Dann sitzen mir Kol-

leginnen und Kollegen gegenüber, die grenzenlos 

erstaunt sind. 

I: Höchste Zeit, dass sich das ändert. Haben Sie 

noch eine Schlussbemerkung?  

B: Ja, noch ein Hinweis zu den technischen Regel-

werken, die man beherrschen muss. Da muss ich 

auch meine Kolleginnen und Kollegen aus der Bau-

lastträger-Fraktion in die Pflicht nehmen. Sie müs-

sen auch ihr Wissen preisgeben und nicht einfach 

in so einer Dreierkonstellation (Straßenverkehrs-

behörde, Baulastträger, Polizei; DUH) sitzen und 

sich denken: „Wenn ich dem jetzt das und das sa-

gen würde, dann käme er auf die Idee, das und das 

zu tun – also sag ich’s ihm nicht“. Das geht von den 

Fußgängerüberwegen über die ERA, die RASt 06 

(Richtlinien für die Anlage von Stadtstraßen; DUH), 

die RAL (Richtlinien für die Anlage von Landstra-

ßen; DUH) bis zu den RiLSA (Richtlinien für Lichtsig-

nalanlagen; DUH).  

Um das mal sehr deutlich zu sagen: Da gibt es zum 

Beispiel in den RiLSA Ausführungen, die zu 95% 

nicht beachtet werden. Da steht zum Beispiel: Ich 

darf und soll Lichtsignalanlagen einsetzen bei be-

sonders schützenswerten und schutzbedürftigen 

Personenkreisen. Da steht zum Radverkehr: Die 

Wartezeiten sollen möglichst kurz sein und die 

Grünzeiten nicht wesentlich kürzer als die des pa-

rallel laufenden Kraftfahrzeugverkehrs. Wenn Sie 

für Grün drücken müssen und dann beim nächsten 

Umlauf erst Grün bekommen und summieren das 

auf über eine Stunde, dann ist Ihre Grünzeit als 
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Radfahrerin oder Radfahrer an dieser konkreten 

Anlage erheblich kürzer als die des automatisch 

Grün bekommenden Kfz-Verkehrs. Das sind 

Rechtsbrüche, die ständig stattfinden, und offen-

sichtlich macht sich bisher niemand einen Kopf 

darüber.  

Was mir wichtig ist: Es geht nicht ideologisch ge-

prägt gegen den Kraftfahrzeugverkehr. Es geht 

darum, dass wir es ausgewogen und im Ermessen 

für alle Verkehrsteilnehmergruppen geregelt krie-

gen. Dass alle Verkehrsteilnehmerinnen und Ver-

kehrsteilnehmer sicher sind. Das kann man hinbe-

kommen und das muss man hinbekommen.  
 

 
Das Interview führte für die DUH Clemens Schürmann,  
Referent Städtische Mobilität, im Rahmen des Projekts 
„Pop-up Mobilitätswende“, welches durch die Natio-
nale Klimaschutzinitiative (NKI) des Bundesministeri-
ums für Wirtschaft und Klimaschutz gefördert wird.  
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